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Robert Castel: Die Krise der Arbeit. 
Neue Unsicherheiten und die Zukunt 
des Individuums. Hamburger Edition 
2011, 383 Seiten, 32 Euro
Auf der 1. Mai-Kundgebung 2011 des 
DGB in Reutlingen zeigten IGM- und 
ver.di-Jugend in einer szenischen Dar-
stellung wie auf dem Laufsteg markante 
Punkte der arbeits- und sozialrechtlichen 
Entwicklung. Eine Forderung, die sie am 
Ende der Vorstellung erhoben, war die 
Abschafung von Befristungsmöglichkei-
ten von Arbeitsverträgen. Diese Forde-
rung relektiert die enorme Zunahme von 
befristeten Arbeitsverhältnissen gerade 
bei Jüngeren. Mit der Forderung zielen 
sie genau auf das Phänomen, das Gegen-
stand des vorliegenden Buches von Robert 
Castel ist. Im Zentrum stehen die neuen 
Unsicherheiten, die durch Veränderungen 
von Arbeitsverhältnissen und ihrer ar-
beits- und sozialpolitischen Regulierung 
hervorgerufen werden. Wenn er in der 
Einleitung feststellt „das sich in den letz-
ten dreißig Jahren in der Art und Weise, 
wie wir uns die Zukunt vorstellen und 
sie bewältigen können, ein beträchtlicher 
Wandel vollzogen hat“ (9), so trit er si-
cher nicht nur die Stimmungslage derje-
nigen, die beim Einstieg in eine beruliche 
Laufbahn eben nicht mit so genannten 
sicheren Aussichten rechnen können und 
denen bei der Alterssicherung eine zuneh-
mende private Versicherungsbereitschat, 
längere Lebensarbeitszeiten und niedri-
gere Sozialversicherungsrenten zugemu-
tet werden. Seine Feststellung „Heute 
sind sehr viel weniger der Meinung, dass 
morgen alles besser sein wird“ (10) ist für 
ihn Ausdruck eines „Systemwandel des 
Kapitalismus“ (10) und das Anliegen, das 
im vorliegenden Buch verfolgt wird, ist 
es „die Gesamtdynamik des Umbruchs“ 
darzustellen und gegenüber seinem 1995 
erschienen Buch „Die Metamorphosen 
der sozialen Frage“ zu aktualisieren, wei-
terzuführen und zum Teil zu korrigieren. 
„Krise der Arbeit“ ist nämlich eine Samm-
lung von Texten, die zwischen 1995 und 
2008 erschienen sind und sich mit der 
„Deregulierung der Arbeitsverhältnisse“ 
(55-147), dem „Umbau der Sozialsystem“ 
(149-238) und den „Wege(n) der Entkopp-
lung“ (239-326) befassen. Die Einleitung, 
die zusammenfassend Castels Perspektive 
auf die Transformation kapitalistischer 
Verhältnisse beschreibt und der Schluss 
zur „Genealogie des hypermodernen Indi-
viduums“ (327-368) sind neu geschrieben 
und bei den älteren Texten sind Überar-
beitungen vorgenommen worden „unter 
Verzicht auf die Einführung späterer Fak-
ten“ (7) oder es sind explizite Postskripta 
vorgenommen worden.
Um es gleich zu sagen: Wer noch nie 
etwas von Castel gelesen hat, indet hier 
einen sehr guten Zugang zu seinem Werk. 
Wer schon frühere Veröfentlichungen 
von ihm gelesen hat indet selbstver-
ständlich viele bekannte Argumente, 
aber hat gleichzeitig das Vergnügen, an 
Castels Nachdenken über den Fortgang 
der Geschichte der Lohnarbeit, wie wir 
sie erleben und mitmachen, beteiligt zu 
sein. Wiederholungen von hemen und 
Argumentationen an verschiedenen Stel-
len sind in solchen Sammelbänden wohl 
nicht zu vermeiden. Man könnte auch eine 
Rangliste der Texte nach „kann“-, „darf “-, 
„muss“-Kriterien aufstellen. Allerdings 
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machen alle Leserinnen und Leser auch 
die Erfahrung, dass Castel in seinen Ana-
lysen einen Punkt nach wie vor nicht oder 
unzulänglich bedenkt: das Geschlechter-
verhältnis im Rahmen der Regulation der 
Arbeit im Kapitalismus bzw. die Unter-
suchung von Arbeit (bezahlter wie unbe-
zahlter) unter einer Genderperspektive. 
Zu diesem Problem in Castels Analyse 
sei als ergänzende Lektüre der Text von 
Brigitte Aulenbacher in dem von Castel 
und Dörre 2009 herausgegebenen Sam-
melband „Prekarität, Abstieg, Ausgren-
zung“ empfohlen, indem sie Parallelen 
und Diferenzen von Prekarisierungs- und 
Geschlechterforschung vorstellt und als 
hauptsächliche Diferenz auf die man-
gelnde Berücksichtigung der Sphären der 
Hausarbeit, Eigenarbeit und Subsistenz-
arbeit in der Forschungsperspektive Cas-
tels hinweist (Aulenbach, 2009: 70). Im 
vorliegenden Buch spricht Castel das Ge-
schlechterverhältnis explizit nur im Rah-
men seiner Interpretation der Geschichte 
von Tristan und Isolde als Bericht einer 
Entkopplung an.
Für das Verständnis von Castels Ar-
gumentationen sind drei Bemerkungen 
wichtig, die in seiner Einleitung fallen. 
Einmal erklärt er dem Leser und der Le-
serin, weshalb in seinen soziologischen 
Arbeiten die Geschichte einen so breiten 
Raum einnimmt. Seiner Ansicht nach 
muss man „eine aktuelle Situation stets 
in einen Transformationsprozess einord-
nen“ (50). Anders könne man nicht be-
greifen „was hier und jetzt geschieht“ (51). 
In seiner Weise, „das heutige als Resultat 
einer Dynamik“ zu begreifen (50), ist von 
„Spannungsmomenten“, „Ungleichge-
wichten“ „Weichenstellungen“ die Rede, 
Begrife, in denen teilweise die Akteure 
der sozialen Konlikte und Kämpfe ver-
loren zu gehen scheinen, obwohl sie in 
seinen historischen Beschreibungen als 
Handelnde autauchen. Zum zweiten er-
läutert er, weshalb er die isolierte Betrach-
tung von sozialen Situationen für falsch 
hält, wie er sie besonders bei den Analy-
sen wahrnimmt, die einen Zustand nicht 
mehr als Resultat eines Prozesses begrei-
fen. Was Castel immer wieder anspricht 
ist die Tendenz, soziale Situationen wie 
„Vagabundage“, „Vorstadtproblem“ quasi 
statisch zu betrachten und nicht mehr „die 
Beziehung des Randes zum Zentrum und 
des Zentrum zum Rand“ zu untersuchen 
(51). Gegenüber dem Vorwurf eines ge-
wissen Objektivismus, der ihm wohl auf-
grund dieser Herangehensweise öters ge-
macht worden ist, hält er daran fest „dass 
sich das Verhalten der sozialen Akteure, 
einschließlich ihrer Erfahrungen und 
Motive, (nicht) begreifen lässt, ohne dass 
man den objektiven Zwängen, die auch ihr 
ganz persönliches Erleben prägen, breiten 
Raum gewährt“ (52). Für Castel, der sich 
als „Freudomarxist […] wie man es in 
den 60er Jahren sein konnte“ charakte-
risiert, besteht nach wie vor die Aufgabe 
einer heorie für die „umfassende Sicht, 
die das Psychologische und das Soziale 
zu zwei Seiten derselben Realität machen 
würde“, aber er ist skeptisch gegenüber der 
Durchführbarkeit dieser Aufgabe (53). 
Sein soziologisches Erkenntnisinteresse 
geht dahin, die „Voraussetzungen auf(zu)-
zeigen, derer es bedarf, um in einer stets 
vom Zwang beherrschten Gesellschat als 
Individuum zu bestehen“ (52). Zum Drit-
ten – und das schließt an diese persönliche 
politische Geschichte Castels an – sagt er 
in einer Fußnote auf S. 12: „Man wird 
also zum Reformisten.“ Er erklärt sich 
diesen Unterschied zur Position der radi-
kalen Entlarvung von Herrschatsverhält-
nissen früher (1940er Jahre oder „1968“) 
mit dem fehlenden Glauben bzw. der feh-
lenden Hofnung „auf eine globale Alter-
native zu den Herrschatsverhältnissen“ 
(12). Nicht die radikale Kritik ist für ihn 
falsch und im Reformismus analysiert er 
eine liberale und linke Variante (219-238). 
Der liberale Reformismus ist die uns hier-
zulande von fast allen jüngeren Regierun-
gen vorexerzierte Politik der Befreiung der 
Marktkräte, von der in unterschiedlicher 
Art und Weise „soziale Besitzstände“, „so-
ziale Privilegien“– letztlich wesentliche 
sozialstaatliche Regulierungen – als „Ur-
sachen von Dauerarbeitslosigkeit, Prekari-
tät und sozialer Ausgrenzung“ angegrifen 
werden (220). Die politischen Vertreter 
dieses Angrifs – für den Rezensenten be-
sonders deutlich in seiner rot-grünen Va-
riante ab 1998 und der früheren Variante 
der „neuen sozialen Frage“ von Geißler 
und Blüm in den späten 1970er Jahren – 
stellen sich als die „wirklichen Beschützer 
der Armen und Gebeutelten“ vor (222) 
und eine zumindest diskursive Verschie-
bung der sozialen Konlikte („arbeitende 
und nichtarbeitende“ „Festangestellte 
und prekär Beschätigte“ (223), Rede von 
den „Ausgeschlossenen“ (226 f) wird her-
beigeführt. Ein linker Reformismus wäre 
für Castel dagegen einer, der eine Politik 
gegen die totale Herrschat des Marktes 
richtet. Castel hält nichts vom revolutio-
nären Pathos der Abschafung des Mark-
tes und der Lohnarbeit, nicht zuletzt weil 
er dabei eine Regression in vormoderne 
Herrschatsverhältnisse befürchtet (237), 
sondern heute beinhaltet Reformismus 
für ihn „das erreichbare Höchstmaß an 
politischem Gestaltungswillen und auch 
das Körnchen Utopie, das sich heute 
unter Beachtung des Realitätsprinzips 
verteidigen läßt“ (238). Sein politisches 
Interesse ist die Suche nach Wegen, „den 
Markt und die Arbeit“ als „Grundpfeiler 
der Moderne“ „in einem für alle lebbaren 
Rahmen zu verbinden“ (238).
Worin besteht nun nach Castel die 
gegenwärtige kapitalistische Transforma-
tion? Sie besteht zum einen darin, dass 
sich der „soziale Kompromiss des Indust-
riekapitalismus“ aulöst. Der Kompromiss 
bestand nach Castel darin, dass die Logik 
des Klassengegensatzes von der „Kon-
kurrenz von Berufsgruppen“ und vom 
sozialpartnerschatlichen Kampf um die 
„Auteilung des Wachstumskuchens“ ab-
gelöst worden waren (14). Auf diese Weise 
schienen die sozialen Ungleichheiten 
nicht festgeschrieben, sondern die unter-
schiedlichen Positionen auf der Ungleich-
heitsskala schienen erreichbar, vor allem 
als sozialer Aufstieg. „Es wirkte sozusagen 
ein Prinzip der aufgeschobenen Befriedi-
gung, das jede Gruppe auf längere Sicht 
mit einer Verbesserung rechnen lässt“ (15). 
Die Position der Lohnarbeitenden wird in 
der arbeitsgesellschatlichen Regulation 
verbunden mit Rechten. Diese soziale 
Bürgerschat beseitigt keineswegs soziale 
Ungleichheit, aber lässt „an einem Kon-
tinuum von sozialen Positionen teilha-
ben, das auch ein Kontinuum von Rech-
ten ist“ (17). Diese Konzeption sozialer 
Bürgerschat hat durchaus Parallelen zur 
Marshalls Triade politischer, ziviler und 
sozialer Rechte und der damit gegebenen 
„social citizenship“ (vgl. dazu z.B. Wagner 
2009). Die individuellen Lohnarbeiten-
den sind in dieser Phase des Kapitalismus 
in Kollektive und kollektive Schutzrege-
lungen eingebunden. Arbeitsverhältnisse 
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wurden in der Geschichte des Kapitalis-
mus zunehmend entindividualisiert und 
die laufende Transformation „wird von 
einer durchgängigen Entkollektivierungs- 
und Reindividualisierungs-Tendenz be-
herrscht“ (18). Darin sieht Castel „Sinn 
und Bedeutung der großen Transforma-
tion, die das neue Regime des postindus-
triellen Kapitalismus herbeiführt“ (18). 
Nun gibt es schon länger die Debatten 
darum, inwieweit sich gesellschatliche 
Entwicklungen eindeutig und präzise in 
ein vorher und ein „post“ einteilen lassen, 
und es gibt die Debatten darüber, ob sol-
che eindeutigen Deinitionen von Phasen 
oder Regimen nicht konkrete Ungleich-
zeitigkeiten zugunsten einer vorgestell-
ten Allgemeinheit von Normalität ver-
nachlässigen. Diese Anfragen kann man 
auch an Castels Analyse stellen, doch sie 
relativieren sich, führt man sich vor Au-
gen, dass er immer danach fragt, welche 
sozialen Gruppen Gewinner und Verlierer 
der neuen Normativitäts-Normen sind. 
Denn er beschreibt das postindustrielle 
Regime, das andere vielleicht als postfor-
distisch oder immateriell kennzeichnen 
würden ja als ein normatives Programm, 
das gesellschatlich und politisch Hege-
monie gewinnt. Die Auswirkungen der 
(Re)-Individualisierung sind für ihn „ge-
gensätzlich. Sie gibt den einen die besten 
Chancen und nimmt sie den anderen weg. 
Sie tendiert letztlich zu einer Aufspaltung 
in zwei Arten von Individuen, von denen 
die einen mit allem versorgt sind, während 
den anderen die nötigen Mittel fehlen, um 
ihre sozialen Bestrebungen verwirklichen 
zu können“ (22). Letztere bezeichnet er 
als „bloße Individuen“. In der aktuellen 
Konstellation sieht Castel nun das eigent-
liche Kennzeichen nicht darin, dass sich 
soziale Ungleichheiten tatsächlich enorm 
verschärfen, sondern für ihn ist die poli-
tische Regierung dieser Situation das ent-
scheidend Neue. „Noch wichtiger als diese 
Vertiefungen der Ungleichheit ist aber 
die Tatsache, dass wir einen Umbau des 
Sozialsystems selbst erleben, der die blo-
ßen Individuen auf schlechtere Absiche-
rungsformen verweist“ (23). Erwerbslose 
werden eben auch „durch die Einrichtun-
gen abgewertet, die Zeiten der Beschäf-
tigungslosigkeit und fehlende Absiche-
rungen aufgrund von Erwerbstätigkeit 
abfedern sollen“ (23). Vor diesem Hinter-
grund kritisiert Castel die Programmatik 
und Praxis von Aktivierungspolitiken, 
die mit ihren Hymnen des Förderns und 
Forderns den „Triumph des Individuali-
sierungsprinzips“ begleiten (23). Im Rah-
men der sozialstaatlichen Veränderungen 
und ihrer Ambivalenzen und Verunsiche-
rungen kommt dem Recht für Castel eine 
besondere Bedeutung zu. Eine „gewisse (?) 
Unbedingheit des Rechts“ wäre für ihn 
„Garant eines Sozialstaats […], der diesen 
Namen verdient“ (36). Nicht umsonst 
kommt dem „Umbau des Rechts“ in der 
Umsetzung der Programmatik des aktivie-
renden Staates eine besondere Bedeutung 
zu. Andere Autoren – wie z.B. Berthold 
Vogel sprechen in diesem Zusammenhang 
von einem „Exerzierfeld eines tendenziell 
rechtsaulösenden Gerechtigkeits- und 
Teilhabemanagements“ (Vogel 2007:74). 
Die von Castel hervorgehobene Tendenz 
der Individualisierung wird von ihm auch 
unter dem Aspekt der damit verbunde-
nen Risiken thematisiert, die steigt, wenn 
kollektive Sicherungen abgebaut werden. 
Deswegen gibt es für ihn drei Risiken, 
um die heutzutage soziale und politische 
Konlikte entstehen: Erstens das soziale 
Risiko mit den Fragen nach der sozialen 
Absicherung angesichts wachsender Pre-
karität und nach der Absicherung z.B. 
der Plegebedürtigkeit angesichts der 
Aulösung traditioneller Familienstruk-
turen (27/28). Zweitens der Wechsel vom 
Blick auf die Risikogruppen zur Diagnose 
der Risikofaktoren mit einer Ausweitung 
präventiver Kontrollen durch Informati-
onssammlung und Proilerstellung. Und 
drittens die Risiken und Nebenwirkun-
gen der kapitalistischen instrumentellen 
Naturbeherrschung. Castel plädiert für 
eine Priorisierung der politischen Rele-
vanz dieser Risiken und landet bei der 
Aussage, dass für ihn die „sozialen Risiken 
grundlegend sind“ (30). Er beansprucht, 
keine Konkurrenz zwischen den Risiken 
herzustellen, sondern will das „derzeit 
vorherrschende totalisierende Risikoden-
ken“ dekonstruieren (31) um politische 
Handlungsfähigkeit herzustellen. Was 
dabei verloren geht, ist der Versuch, einen 
inneren Zusammenhang zwischen diesen 
Entwicklungen und der gesellschatlichen 
Verfasstheit herzustellen, eben nicht im 
Sinne einer Totalisierung ‘alles Risiko’, 
sondern ganz ernsthat als Untersuchung 
des Zusammenhangs. Dies macht er ganz 
explizit in der Auseinandersetzung mit der 
gegenwärtigen Tendenz, soziale Fragen zu 
verwandeln in „städtische Fragen“ und 
„ethnische Fragen“ (37). Seine Hypothese 
ist, „dass sich die im Epizentrum der Ar-
beit entstandene Schockwelle auf die ver-
schiedenen Sphären des gesellschatlichen 
Lebens überträgt und dort in einer mehr 
und mehr zu einer Gesellschat der Indi-
viduen werdenden Gesellschatsformation 
diferentielle Wirkungen hervorrut“ (38). 
Solche Diskursverschiebungen sozialer 
Fragen nach Armut sind ja auch im deut-
schen Sprachraum alles andere als unbe-
kannt, seien es nun wissenschatliche Dis-
kurse über sozialräumliche Segregation, 
soziale Stadtentwicklung oder Varianten 
des Unterschichtsdiskurses mit mehr 
oder weniger rassistischen Zuspitzungen 
(vgl. dazu aus dem deutschen Sprachraum 
Kessl/Reutlinger/Ziegler 2010). 
Was hier in der Einleitung an hemen 
aufgerufen wird, wird von Castel in den 
einzelnen, zu Kapiteln zusammengefass-
ten Aufsätzen eingehend analysiert. Da-
bei verbreitet er keineswegs Optimismus, 
geht jedoch nicht davon aus, „dass diese 
Verschlechterung irreversibel ist“ (46). 
Denn er vertraut darauf, dass das von 
Hannah Arendt formulierte „Recht auf 
Rechte“ in den westlichen Gesellschaf-
ten persönlichkeitsprägende Wirkung 
entfaltet hat (46). Zweitens hot er ganz 
kapitalistisch-immanent auf eine „intel-
ligente Governance“, die sich der kontra-
produktiven Efekte der absoluten Flexi-
bilisierung und Individualisierung – quasi 
zur nachhaltigen Bewahrung des zu ver-
brauchenden Humankapitals – bewusst 
wird (47/48). Und drittens rechnet er mit 
dem „menschlichen Faktor“, auch wenn 
er „am unberechenbarsten ist“: „Kräte 
des Widerstands oder Aufbegehrens oder 
Neigung zur Resignation, was setzt sich 
durch? Bei wem und wie lange?“ (48). So 
lauten seine Fragen an potenzielle Träger 
von Widerstand.
Im ersten Teil „Deregulierung der Ar-
beitsverhätnisse“ inden sich überarbeitete 
Texte von 1996, 1998, 1999, 2001 und 
2007. In „Arbeit zwischen Knechtschat 
und Freiheit. Die Bedeutung des Rechts“ 
widerlegt Castel die neoliberale hese ei-
nes Gegensatzes von „Freiheit der Arbeit“ 
und „Zwang des Rechts“ über eine kurze 
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Geschichte von der Armenpolitik von 
den Zuntgesetzen bis zum modernen 
Vertragswesen und belegt, wie gerade in 
Rechtsform gebrachte Schutzansprüche 
die Arbeitenden von purer persönlicher 
Knechtschat befreiten – ohne deswegen 
von Ausbeutung und Fremdbestimmung 
frei zu werden. Die Unpersönlichkeit 
der sich verallgemeinernden Lohnarbeit 
befreit von bestimmten Abhängigkeiten 
und „die abstrakte Arbeit“ schat es, die 
Arbeitenden wegen der gesellschatlichen 
Relevanz ihres Tuns zur Figur im öfentli-
chen Raum zu machen: „Das Arbeitsrecht 
besiegelt sein Bürgerrecht“ (67) und den-
noch beherrscht die Arbeit den Arbeiter 
„und ist gleichzeitig das, was ihm Aner-
kennung verschat“ (68). Ein „starkes 
Arbeitsrecht“ ist jedenfalls zentral für eine 
Anerkennung der sozialen Bürgerschat 
der Arbeitenden und für die Zivilisierung 
der sozialen Beziehungen. Dieses „durch 
und durch reformistische“ Konzept (73) 
gilt es aus Castels Perspektive zu vertei-
digen gegen Bestrebungen, „wieder mög-
lichst viel (individuell) verhandelbar“ zu 
machen innerhalb von Unternehmen 
(74). Diese positive Würdigung des Prin-
zips Arbeitsrechts führt Castel auch zu 
großer Skepsis gegenüber alternativen 
Formen von Anerkennungsversuchen, wie 
sie in „bürgernahen Dienstleistungen“, bei 
uns wohl vergleichbar mit gemeinwohlo-
rientierten, gemeinnützigen Tätigkeiten 
in öfentlich geförderter Beschätigung, 
institutionalisiert werden. Denn diesen 
Arbeiten fehlt in der Regel die Eingebun-
denheit in kollektive arbeitsrechtliche 
Regulationen über den Arbeitnehmersta-
tus (71). Auf die Rolle von arbeits- und 
sozialrechtlichen Regelungen angesichts 
zunehmender Prekarisierung von Arbeit 
geht er auch in den Texten „Umgestaltung 
oder Neubegründung des Arbeitsrechts“ 
(98-112) und „Jenseits der Lohnarbeit 
oder diesseits des Arbeitnehmerstatus? 
Die Institutionalisierung des Prekariats.“ 
(128-147) ein. In ersterem beteiligt er sich 
an der Diskussion, ob soziale Sicherheit, 
die bisher mit einem so genannten Nor-
malarbeitsverhältnis verbunden war an-
gesichts der Erosion desselben, durch eine 
solche zu ersetzen, „die sich an der Person 
des Arbeitnehmers festmacht, auch in 
Zeiten von Nichterwerbstätigkeit“ (100). 
Auch wenn – noch nicht vollständig aus-
formulierte – Modelle „personenbezoge-
ner Regelungen verführerisch“ klingen, 
befürchtet Castel angesichts bestehender 
politischer und sozialer Kräteverhältnisse 
eine „Angleichung nach unten“ durch 
solche Regelungen. Eine Sekpsis, die auch 
gegenüber Konzepten der Flexicurity, wie 
sie im Rahmen der sozial- und arbeits-
marktpolitischen Diskussion in der EU 
befördert werden, von verschiedener Seite 
vorgebracht werden. Im zweiten Text setzt 
er sich eingehend damit auseinander, was 
denn heute eigentlich unter Arbeitslosig-
keit zu verstehen ist und was eigentlich 
Prekarität bedeutet. Wenn der aktuelle 
Kapitalismus keine Vollbeschätigung im 
klassischen Sinne sichern kann, dann geht 
Castel davon aus, „dass es heute Formen 
von Nichtbeschätigung geben könnte, 
die keine wirkliche Arbeitslosigkeit sind, 
sofern es nämlich Stellensuchende gäbe, 
die gar keine Anstellung inden können. 
Sie wären nicht arbeitslos, sondern nicht 
beschätigt, weil der vorhandene Stel-
lenmangel nicht zu beseitigen ist“ (133). 
Angesichts der Entwicklung der Arbeits-
verhältnisse fragt er sich auch, ob man 
denn noch an der Unterscheidung von 
Normalarbeitsverhältnissen und atypi-
schen Beschätigungsverhältnissen fest-
halten könne: „Wenn sich die Tendenz 
fortsetzt, würde die Beschätigungsstabi-
lität als normale Organisationsform der 
Arbeit bald der Beschätigungsinstabilität 
weichen“ (133). Die Analyse der Existenz 
dieser Situation ist ein wesentlicher Un-
terschied zu seiner Position in der „Me-
tamorphose der sozialen Frage“, wo er 
im Widerspruch zu den Predigern vom 
Ende der Arbeit noch von einem Verfall 
der arbeitsgesellschatlichen Prinzipien 
ausgegangen ist, die die Grundstruktur 
nicht in Frage stellen. Heute scheint das 
für ihn der Fall zu sein, was er mit dem Be-
grif der „Subproletarisierung der Lohnar-
beit“ beschreibt (43). Nun ließe sich hier 
selbstverständlich mit einem Blick auf die 
Statistik der Arbeitsverhältnisse z.B. in 
Deutschland zeigen, dass das so genannte 
Normalarbeitsverhältnis quantitativ im-
mer noch dominant ist, jedoch bezogen 
auf bestimmte Gruppen von Arbeitenden 
lediglich Wunschvorstellung, aber nicht 
gelebte Realität ist. Darüber hinausge-
hend lässt sich auch mit guten Gründen 
argumentieren, dass „das fordistische 
Normalarbeitsverhältnis weder allgemein 
gültig noch tatsächlich ‘garantiert’ war“ 
(Gruppe Blauer Montag 2008: 154) so-
wohl unter der Perspektive der Geschlech-
ter- und Arbeitshierarchie als auch erst 
Recht im internationalen Maßstab. Castel 
beschreibt folgerichtig eine „Prekariersi-
tuation […| im Sinne einer Existenzform 
der Lohnabhängigkeit. Einer dauerhaten 
Unsicherheit, die nichts Exzeptionelles 
oder Vorübergehendes mehr hat“ (136). 
Zu diesen Formen der Prekarität zählt 
Castel auch die staatlich induzierten 
„Formen der Unterbeschätigung“ wie in 
Frankreich das „aktive Mindesteinkom-
men“ und er weist auf die hegemoniale 
politische Position hin, „dass ein unge-
heurer, um nicht zu sagen erpresserischer 
Druck ausgeübt wird, der jeden zur Arbeit 
zwingt“ (137). Das führt zwangsläuig im 
öfentlichen Bewusstsein zu einer „Kulpa-
bilisierung der Nichterwerbstätigen“ und 
zu einer Implementierung von „Zwangs-
maßnahmen“, die andernorts in der sozial-
politischen Diskussion auch als Workfare 
bezeichnet werden (138) (vgl. beispielhat 
Grell/Sambale/Eick 2002). Diese Ent-
wicklungen bedrohen und zerstören die in 
Castels Augen wichtige Vorstellung von 
einer solidarischen Sicherheit, auf die man 
sich trotz aller Ungleichheit in der Posi-
tion einigermaßen verlassen konnte. Mit 
dieser Entwicklung wird das Bild einer 
„Gesellschat der Gleichen“ (140) – oder 
wie er es in „Die Stärkung des Sozialen“ 
auch geschrieben hatte, einer „Gesell-
schat der Ähnlichen“ – zerstört. Dass er 
dabei den Unterschied zwischen den 545 € 
Verdienst im Rahmen des aktiven Min-
desteinkommens und dem Einkommen 
von Zinedine Zidane bei Real Madrid als 
Beispiel anführt, ist sicher diskussions-
würdig, wirt aber auch Anfragen an sein 
Konzept des „diferenzierten Positionen-
kontinuums in der Arbeitsgesellschat“ 
auf, bei dem ja letztlich eine realistische 
Aufwärtsmobilität unterstellt ist. So rich-
tig Castels Beschreibung der Entwicklung 
als „Rekommodiizierung des Arbeitneh-
merverhältnisses“ ist, so stark vernachläs-
sigt sein Verlierer-Gewinner-Bild (140) 
die darunter liegenden Hierarchien sozi-
aler Ungleichheiten in und außerhalb des 
Arbeitnehmerstatus.
Auch wenn Castel sich nicht sicher 
sein will und kann, inwieweit die Preka-
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risierungstendenzen den bisherigen Ar-
beitnehmerstatus vollständig aulösen, 
sind für ihn „die Grundlagen der Solidar-
systeme zu überdenken“ (144). Er sieht – 
wie auch schon Aufsätze in der Zeitschrit 
Widersprüche in den 1980er Jahren sowie 
weitere, gerade auch feministische sozial-
staatskritische Analysen – die klassischen 
Sozialversicherungssysteme aufgrund 
anhaltender Massenarbeitslosigkeit (und 
Veränderungen in Menge und Qualität 
sozialversicherungsplichtiger Arbeit) i-
nanziell und strukturell „von Grund auf 
destabilisiert“(145) und große gesellschat-
liche Gruppen von Mitgliedern einer 
Solidargemeinschat in „Abhängige, die 
Unterstützung beanspruchen“ verwandelt 
(145). Als sozialpolitischen Ausweg aus 
dieser Situation diskutiert er wieder die 
schon angesprochenen Möglichkeiten, ei-
nen „Bestand an Rechten“ an die Person 
zu binden und den lexibilisierten Lohn-
arbeitenden „einen Status zu geben“ (146). 
Hier eröfnet sich dann das Feld der Dis-
kussion, die Solidarität für das 21. Jahr-
hundert bedeuten könnte“ (147). Castels 
Anforderungen an diese Solidarität beste-
hen darin „dass alle über jenes Mindest-
maß an Mitteln und gemeinsamen Rech-
ten verfügen, das ihre soziale Bürgerschat 
konstituiert“ (147). Diese Konstitution 
wiederum ist für ihn wohl nur über eine 
Konsolidierung der Arbeitsverhältnisse 
denkbar. Ansonsten befürchtet er die ge-
sellschatliche Aufspaltung in vollwertige 
Solidarität (abgesichert über Arbeit und 
Besitz) und eine deprivierte Form der So-
lidarität der abhängigen Unterstützungs-
empfänger. Diese Spaltung klingt dann 
doch eher so, wie wir das klassische soziale 
Sicherungssystem kennen: aufgespalten in 
die Sozialversicherungssysteme einerseits 
und das Fürsorgesystem andererseits. Eine 
Verallgemeinerung der Solidarität jenseits 
ihrer Bindung an Lohnarbeitsverhältnisse 
scheint für Castel nicht denkbar zu sein. 
Denn politische Vorschläge, wie sie im 
Rahmen der Diskussionen um emanzi-
patorische Konzepte eines bedingungslo-
sen Grundeinkommens gemacht werden, 
würden ja einer Vorstellung entsprechen, 
einen Bestand an Rechten (z.B. auf eine 
frei zugängliche Infrastruktur von Kul-
tur, Bildung, Gesundheitsversorgung und 
Mobilität) an die Person zu binden, unab-
hängig davon, ob sie gerade lohnarbeitet 
oder nicht. Auf S. 212 macht Castel Aus-
sagen zum notwendigen Charakter des 
Sozialstaats der Zukunt als „vorsorgender 
Staat“, ein Begrif der hierzulande ja auch 
in der sozialdemokratischen Diskussion 
zu inden ist. Als zentrale Bestandteile 
eines solchen Sozialstaats benennt er dort 
„eine garantierte soziale Grundsicherung“ 
und ein garantiertes Grundeinkommen 
für Arbeit. Solche Überlegungen sind 
durchaus anschlussfähig an die Diskus-
sionen um eine Politik der sozialen Infra-
struktur (vgl. z.B. die Texte von Hirsch, 
Steinert und Brüchert und AG links-netz 
in Widersprüche, Het 97, 2005). Die Dis-
kussion um universalistische Solidaritäts-
vorstellung muss immer danach fragen, 
welche Gruppen und Personen bei wel-
chem Universum mitbedacht oder ausge-
schlossen sind. Solidaritätsvorstellungen 
im Rahmen von Sozialversicherungen 
beruhen auf anderen Gründen als Soli-
daritätsvorstellungen, die an den Staat als 
Garanten sozialer Grundrechte gebunden 
werden und Solidaritätsvorstellungen in 
der Tradition der Arbeiterbewegung ha-
ben ebenfalls ein beschränktes Universum 
der Zugehörigkeit zur Solidargemein-
schat. Wahrscheinlich gibt es momentan 
keine klaren politischen Lösungen, denn 
wie auch immer Solidarität von wem or-
ganisiert wird, richtet sie sich gegen eine 
soziale Bedrohung durch zerstörerische 
Bedingungen von Produktion und Repro-
duktion. Ein gut begründbarer Maßstab 
für Solidarsysteme aus Sicht des Rezen-
senten wären jedenfalls u.a. die Ofenheit 
gegenüber einer Vielfalt von individuellen 
und kollektiven Lebenspraxen, also der 
Verzicht darauf, Lohnarbeit zum entschei-
denden Zugangskriterium für volle soziale 
Bürgerschat zu machen (vgl. auch Lesse-
nich 2007 oder Demirović 2010).
Diese Diskussion um die Neu- oder 
Umgestaltung des Zusammenhangs von 
„Arbeit und sozialer Sicherung“ ist auch 
Gegenstand von Castels Ausführungen 
zur Bedeutung der Arbeit (76 f). Dabei 
setzt er sich kritisch mit verschiedenen 
heorien vom Ende der Arbeit ausein-
ander, wie sie in den 1990er Jahren dis-
kutiert worden sind. Seine politischen 
Schlussfolgerungen sind dabei ein starkes 
Plädoyer für kollektive Schutzregelungen 
und ein Aufruf, gegen die „Degradierung“ 
der Ordnung und der sozialen Existenz 
der Arbeit zu kämpfen (90). Auch hier 
zeigt sich das oben angesprochene Pro-
blem: einerseits besteht er zu Recht auf 
der zentralen Rolle der Entwicklung der 
Lohnarbeit für die soziale Situation und 
die damit verbundene (Un-)Sicherheit der 
Arbeiterinnen und Arbeiter, andererseits 
sind seine Utopien und politischen Vor-
schläge in dieser Form der gesellschatli-
chen Arbeit gefangen und in diesem Sinne 
realistisch. Im aktuellen Postskriptum zu 
diesem Text von 1998 stellt er fest, dass 
die „Rede vom Ende der Arbeit […] aus 
der öfentlichen Diskussion völlig ver-
schwunden ist“ (91) und stattdessen eine 
„ungeheure Überbewertung der Arbeit“ 
um sich greit (91). Seine Darstellung der 
Diskussion in Frankreich weist zahlreiche 
Parallelen zu auch hierzulande bekann-
ten Diskursen auf („Freizeitpark“, „das 
Frankreich, das früh aufsteht“, „mehr zu 
arbeiten, um mehr zu verdienen“ (92)). 
Die Überbewertung von Arbeit vor dem 
Hintergrund struktureller Unterbeschäf-
tigung und die damit verbundene „Stig-
matisierung der Nichtarbeit“ führen zu ei-
ner Politik unter folgendem Primat: „Alle 
sollen arbeiten um jeden Preis, ohne des-
halb alle sämtliche Rechte des klassischen 
Beschätigungsverhältnisses genießen zu 
können“ (93). Gegenüber diesen Entwick-
lungen pocht Castel darauf, „dass Arbeit 
nicht gleich Arbeit ist“; und es geht ihm 
deshalb nicht um die Verteidigung der 
(Lohn)Arbeit an sich, sondern um Arbeit, 
die durch die erarbeiteten „ökonomischen 
Mittel“ und die mit ihr verbundenen „so-
ziale Rechte zur Grundlage persönlicher 
Identität werden kann“ (96).
Eine Gruppe, bei der die Verbindung 
von Identitätsentwicklung und Arbeit 
gerne besonders hervorgehoben wird, 
sind Jugendliche. Gleichzeitig gibt es eine 
Diskussion, dass an der Haltung von Ju-
gendlichen zur Arbeit auch ein kultureller 
Wandel im gesellschatlichen Verhältnis 
zur Arbeit abzulesen sei. Castels Anfrage 
an diese Diskussion lautet, ob sich aus 
der Tatsache, dass Jugendliche unter den 
gegenwärtigen Bedingungen des Arbeits- 
und Ausbildungsmarktes ein „immer zu-
fälligeres Verhältnis zur Arbeit“ haben, 
ableiten lässt dass sie auch ein „distan-
ziertes“ oder „gleichgültiges Verhältnis“ 
zur Arbeit haben (114). In seiner Antwort 
betont Castel ganz im Sinne einer not-
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wendigen klassenmäßigen Speziizierung 
des Arguments, dass Prekarisierung und 
wachsende Unsicherheit nicht für alle 
Jugendlichen die Zukuntsaussicht ist. 
Für einen nicht geringen Teil von Jugend-
lichen sieht er jedoch die Gefahr, in eine 
Situation „struktureller Abschiebung“ 
(116) zu geraten, in der sie zu „einer Ka-
tegorie […] gering qualiizierter Jugendli-
cher“ abgewertet werden, „deren Zukunt 
schon vor ihrem Eintritt ins Erwerbsleben 
verbaut scheint“ (116). Wichtig ist in die-
sem Zusammenhang Castels Argument, 
dass es nicht eigentlich das jugendliche Al-
ter ist, was diese strukturelle Abschiebung 
ermöglicht, sondern die Tatsache, dass die 
Jugendlichen, die im Allgemeinen von 
Arbeitslosigkeit höher betrofen sind, pri-
mär durch „prekäre Jobs“ aus der Arbeits-
losigkeit herauskommen. Der Charakter 
ihres Autritts auf dem Arbeitsmarkt als 
„Neuzugang“ ist es, der die Karten ihrer 
Chancen verteilt: „Weil Jugendliche auf 
diesem Markt am häuigsten die Neu-
zugänge sind, bekommen sie die von den 
Unternehmen betriebene neue Personal-
politik am hetigsten zu spüren“ (116). Die 
Veränderungen der Arbeitsmärkte und 
die damit verbundenen Veränderungen 
der Biograiemuster trefen die Jungen 
im besonderen Maße und die „soziologi-
schen Grunddeterminanten von Bildung, 
Erziehung, sozialer Herkunt oder Quali-
ikation […] jenem Kapital im Bourdieu-
schen Sinne“ zeigen ihr Gewicht gegen-
über dieser Gruppe (118). Neben diesen 
Bewertungen stellt Castel auch eine ganze 
Reihe von Untersuchungen vor, in denen 
die Bedeutung von (Lohn)Arbeit aus der 
Perspektive von Jugendlichen betrach-
tet wird. Leserinnen und Leser erhal-
ten ein sehr diferenziertes Bild von der 
Relevanz verlängerter Bildungswege im 
Vergleich zur Elterngeneration oder von 
Grauzone(n) des sozialen Lebens, in der 
sich so etwas wie eine Kultur der Pre-
karität oder des Zufälligen entwickelt“ 
oder von Jugendlichen die „im Verhältnis 
zur Arbeit gleichzeitig desorientiert und 
hochmotiviert“ sind (124). Insgesamt for-
dert er, „stärker auf die Verschiedenheit 
jugendlicher Einstellungen“ zur Arbeit zu 
achten, statt einem „kulturalistisch verall-
gemeinernden Diskurs aufzusitzen“ (125) 
und zu betrachten, auf welche sozialen 
Voraussetzungen sich die verschiedenen 
Jugendlichen jeweils stützen können.
Im zweiten Teil des Bandes sind Texte 
versammelt, die sich mit dem Umbau der 
Sozialsysteme befassen. Dabei geht es so-
wohl um die Veränderungen sozialstaat-
licher Regulation über entsprechende 
Veränderungen in der Sozialpolitik, um 
die veränderten Weisen der Adressierung 
sozialer Konlikte, Ungleichheiten und 
sozialer Gruppierungen durch verschie-
dene staatliche Ebenen, um das Verhältnis 
von privater Wohltätigkeit und staatlicher 
Politik und nicht zuletzt und immer wie-
der um Veränderungen in der Sozialen 
Arbeit. Den Sozialstaat begreit Castel als 
„späte Reaktion auf eine sehr alte Frage 
[…] wie können den einer Gemeinschat 
angehörenden Individuen die Mittel zur 
Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse ge-
sichert werden, wenn sie in Not sind und 
ihre Lage nicht selbst bewältigen kön-
nen?“ (151). Als Antwort sieht Castel den 
Sozialstaat in seiner „Funktion eines Ga-
ranten sozialer Kohäsion“, der nicht nur 
reaktiv, sondern „durch allgemeine gesetz-
liche Regelungen (Sozialrecht und soziale 
Sicherung) vorbeugend in die Gesellschat 
interveniert“ (151). Er beschreibt die Ent-
wicklung der Sozialstaatlichkeit in einer 
historisch vergleichenden Betrachtung 
und gibt dabei einem hema besonderes 
Gewicht: dem Verhältnis von öfentlicher 
und privater Vorsorge und Hilfe und den 
jeweiligen politischen Protagonisten. Es 
geht um den Konlikt von sozialer Sicher-
heit auf Basis allgemeiner und staatlich ga-
rantierter Rechtsansprüche einerseits und 
den Aktivitäten der philanthropischen 
Wohlfahrtsindustrie andererseits (155). 
Genauso wesentlich wie die Unterschei-
dung öfentlicher und privater Fürsorge 
ist die Vielschichtigkeit sozialstaatlicher 
Praxis angesichts der Vielfalt von Bevöl-
kerungsgruppen (155). Das zentrale Un-
terscheidungskriterium ist das Verhältnis 
der jeweiligen Gruppen zu Arbeit, woraus 
sich dann auch die fundamentale und sys-
tematische Diferenz von „Fürsorge und 
Arbeitnehmerschutz“ (156) – eine Unter-
scheidung, wie sie im deutschsprachigen 
Wissenschatsraum mit der Diferenz von 
Armenpolitik und Arbeiterpolitik von 
Leibfried/Tennstedt deiniert worden ist. 
Auch wenn in Castels Darstellungen im-
mer die Schutzfunktion sozialstaatlicher 
Regelungen so formuliert wird, dass sie 
eindeutig positiv gelesen werden können, 
beschreibt er den Sozialstaat auch als funk-
tional für die kapitalistische Entwicklung. 
Der Sozialstaat wird zu „einem wichti-
gen Akteur für diese Konsolidierung der 
Lohnarbeit“, indem er dem Marktprinzip 
Schranken setzt. Der politische Zweck 
dieser dekommodiizierenden Funktion 
als Reaktion auf soziale und politische 
Kämpfe ist ihm sehr wohl bekannt: „die 
Gefahr des Umsturzes abzuwenden, die 
ein Proletariat oder eine arbeitende Klasse 
heraufbeschwört, die nicht zur Ruhe 
kommt“ (162). Dieser Unruhe aufgrund 
von Unsicherheit gegenüber „garantiert“ 
der Sozialstaat „eine Grundsicherung“ 
(162). Wichtig in Castels Analyse der So-
zialstaatsgeschichte ist der Hinweis, dass 
Sozialstaat keineswegs nur aus Fürsorge 
und Versicherung besteht, sondern dass 
der öfentliche Dienst eine wichtige sozi-
alstaatliche Funktion hat. Nicht nur im 
Sinne eines Anbieters von öfentlichen 
Dienstleistungen, die sich auf die Bewäl-
tigung ungleicher, benachteiligender Si-
tuationen bezieht, sondern schlicht auch 
als Reservoir von Arbeitsplätzen und so-
zialen Positionen des Aufstiegs. Mag ein 
solcher historischer Rückblick ein prob-
lematisches, idyllisches Bild provozieren 
– Castel ist sich dessen bewusst und weist 
auf die weiter bestehenden immensen Un-
gleichheiten in der sozialen Hierarchie 
hin – und bedenkt dabei mit Nachdruck 
die „Lage der Arbeitsmigranten und ei-
nes bedeutenden Teils der unteren Klas-
sen, des Fortbestehens einer nicht in die 
Dynamik des Fortschritts einbezogenen 
‘vierten Welt’“ (165). Das neue Regime 
des Kapitalismus, das Castel ja durchgän-
gig befragt, nimmt auch Besitz von der 
sozialstaatlichen Entwicklung. Ohne das 
von Joachim Hirsch geprägte Wort vom 
Wettbewerbsstaat zu nutzen, mit dem 
man den Wandel der konkurrierenden 
Nationalstaaten beschreiben kann, gehen 
Sätze wie „Der Prozess [der neoliberalen 
Marktbefreiung, WV] zu Ende geführt, 
wäre er der Triumph des Privateigentums 
über das Sozialeigentum“ (169). Für den 
Staat ergeben sich aus diesem Regime-
wechsel vor allem zwei Herausforderun-
gen: wie kann er die inanzielle Basis der 
sozialen Sicherheit verändern und wie 
kann er den universalistischen Anspruch 
auf soziale Sicherheit seiner BürgerInnen 
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formulieren? Die historisch in Europa 
weitgehend ähnlich gegebene Antwort ist 
den Leserinnen und Lesern bekannt: die 
Politik des aktivierenden (Sozial)Staats. 
Der nach Castel ambivalente Charakter 
dieser Politik wird am Beispiel der wach-
senden Bedeutung des lokalen Raums als 
strategischen Ort aktivierender Politiken 
und am Beispiel der Etablierung von Ei-
genverantwortung in Leistung – Gegen-
leistung kritisiert. Die erste Orientierung 
auf das Lokale verbirgt und verdoppelt die 
wirtschatlichen Ungleichheiten (176). 
Die zweite Orientierung auf Eigenver-
antwortung schat eine „Pseudorezipro-
zität“, die das Scheitern der Menschen in 
Kauf nimmt (177 f). Castels Alternative 
zum Aktivierungsregime ist ein „besserer 
Staat“, der die Individuen mit mehr und 
verlässlichen Rechten ausstattet (179).
Ein weiterer Text im Abschnitt zum 
Umbau der Sozialsysteme befasst sich 
mit der Entwicklung der sozialen Arbeit. 
Ähnlich wie andere Positionen, die sich 
auf Basis der Regulationstheorie mit dieser 
Entwicklung befassen – so etwa Schaar-
schuch 1999 oder Bütow/Chassé/Hirt 
2008 – beschreibt er die Entwicklung 
von der professionellen sozialen Arbeit 
vom durchaus herrschatlichen Integrati-
onshelfer zum Manager der Unsicherheit. 
Dabei geht Castel von einer grundlegen-
den Paradoxie der Sozialarbeit aus. „Ihr 
wird ganz eindeutig eine allgemeine po-
litische Funktion zuerkannt, sie soll den 
Einzelnen bei der sozialen Integration 
helfen. Das Mittel zur Erfüllung dieser 
Aufgabe besteht aber darin, einen indivi-
duellen Dienst anzubieten“ (185). Dieses 
Paradox bildet auch die Basis zur Ausdif-
ferenzierung der Spezialisierungen beruf-
licher Tätigkeiten und der Zielgruppen 
sozialer Arbeit. Castel beschreibt hier mit 
dem Begrif Gofmans ein „Reparaturpro-
gramm“ wie es zu einem letztlich klini-
schen Verständnis sozialer Arbeit passt 
(185). Als „regulatives Prinzip“ indet er 
ein „durkheimianisch“ zu bezeichnendes 
Verständnis von Integration (185), das die 
soziale Arbeit mit einem „Kompensati-
onsdispositiv“ (186) aufgreit. Dies ist ein 
„Ensemble von Institutionen, Fachleuten, 
Techniken, Vorschriten“, welches das 
Ziel verfolgt „den Abstand zu verringern, 
der bestimmte Bevölkerungsgruppen von 
einer die Gesellschat beherrschenden 
Dynamik sozialen Fortschritts trennt“ 
(186). In diesem Sinne kann dann auch in 
der Kritik sozialer Arbeit von einer „Nor-
malisierungsfunktion“ und von „sozialer 
Kontrolle“ gesprochen werden (186). Cas-
tel diskutiert, ob die Transformation des 
Typus der kapitalistischen Entwicklung 
(Entkollektivierung/Reindividualisie-
rung) auch das bisherige Integrationsmo-
dell der sozialen Arbeit in Frage stellt. Er 
macht das beispielhat anhand so genann-
ter neuer Adressatengruppen der sozialen 
Arbeit, die im Zuge der Prekarisierung 
autauchen. Denn trotz aller diesen Ad-
ressaten zugeschriebenen persönlichen 
Unzulänglichkeiten, sind es Strukturpro-
bleme der Gesellschat, die diese Gruppen 
in ihre schwierige Situation bringen. „Ihr 
Integrationsdeizit hat weniger mit einer 
Insuizienz zu tun, die man ihnen selbst 
zuschreiben könnte, als vielmehr mit einer 
Reihe von Faktoren, die sie daran hindern, 
in unserer Gesellschat einen anerkann-
ten Platz einzunehmen“ (189). Die neuen 
Adressatengruppen werden von der sich 
transformierenden sozialen Arbeit auch 
anders angesprochen. Diese praktischen 
Interventionen, die im Rahmen des akti-
vierenden Umbaus etabliert werden, be-
schreibt Castel an den der „Territorialisie-
rung“ und an der Eingliederungspolitik. 
Die Eingliederungspolitik sozialer Arbeit 
steht in der Gefahr am selbst gesetzten 
Ziel zu scheitern und den Individuen statt 
Eingliederung in die Arbeit die Eingliede-
rung im „Dauer-Übergang“ zu verschafen 
(191). Auch zur Konjunktur der Begrife 
„Plan“ und Vertrag“ im Rahmen der ak-
tivierenden Praxis kann Castel gute Ein-
schätzungen vorbringen. Er sieht in den 
Interventionsformen unter Vorherrschat 
der Prinzipien „Aktivierung passiver 
Leistungen“ und „Leistung – Gegenleis-
tung“ Versuche, „fortan die Entwicklung 
individueller Wege unter Mitwirkung 
der Betrofenen“ herzustellen (195). In 
seiner Kritik daran spricht Castel von ei-
ner „grundlegenden Ambivalenz“ dieser 
Praxis. Seine Kritik hebt vor allem hervor, 
dass die so adressierten Bürgerinnen und 
Bürger scheitern müssen, da sie ihre „un-
erträgliche soziale Lage“ nicht individuell 
verändern können. Und genau das werde 
ja von ihnen verlangt: „Soziale Arbeit wird 
heute von der Übermacht dessen bedroht, 
was François Dubet als die Internalitäts-
norm bezeichnet: die Tendenz, im Einzel-
nen selbst sowohl die Ursachen für seine 
Situation wie auch die nötigen Mittel zu 
suchen, mit denen er aus ihr herauskom-
men kann“ (196). Eine noch einen Schritt 
weitergehende Kritik der Aktivierung 
hätte nicht nur auf dieses modernisierte 
Paradox sozialer Arbeit hingewiesen, son-
dern hätte das Machtverhältnis zwischen 
den RepräsentantInnen des Aktivierungs-
regimes und den Adressaten benannt und 
belegt, dass von der institutionellen Seite 
her das Ziel vorgegeben ist, auf das hin die 
Adressaten sich selbst aktivieren sollen 
(vgl. z.B. Marquardsen 2011). Dass Castel 
diesen Schritt hier nicht geht, verwundert 
etwas, spricht er doch an anderer Stelle 
von der „Pseudoreziprozität“ der Akti-
vierungsbeziehungen (177). Die „Terri-
torialisierung sozialer Arbeit“ ist nicht 
nur wieder eine weitere Verschiebung der 
Handlungsebene weg von Strukturpro-
blemen, sondern ist auch mit einer Neu-
zusammensetzung der Akteure verbun-
den. Der (Zentral)Staat gibt „allgemeine 
Richtlinien“ vor und lässt sich auf der 
horizontalen Ebenen „mit einer ganzen 
Reihe lokaler Akteure aus verschiedenen 
Verwaltungsbehörden, kommunalpoliti-
schen Gremien und der Zivilgesellschat 
ein“ (192), über die dann die Programme 
umgesetzt werden. Diese Beschreibung 
Castels trit sich an etlichen Punkten 
mit Analysen des „manageriellen Staates“ 
(z.B. Dahme/Wohlfahrt 2009) oder mit 
solchen des „gewährleistenden Staates“ 
(z.B. Vogel 2007 oder Dingeldey 2006) 
oder mit solchen, die vom „Regieren über 
den Sozialraum“ sprechen (z.B. Kessl/
Reutlinger/Maurer/Frey 2005). Zusam-
menfassend stellt Castel fest: „Statt die 
soziale Integration aller Bürger mittels 
allgemeiner Regelungen und gleichför-
miger Rechte mit universellem Anspruch 
auf dem Reißbrett zu konzipieren, würde 
er [der Sozialstaat, WV] sich mehr und 
mehr in gezielte lokalisierte Operationen 
einbinden, indem er die unterschiedlichen 
sozialen Partner und die Bürger selbst zu 
aktiver Beteiligung aufrut“ (193).
Die Territorialsierung von Interventio-
nen ist für Castel aber auch ein Versuch, 
„die auf eine Person zentrierte Interaktion 
zu durchbrechen“ (196) und er begreit 
„Wiedereinbindung in Kollektive“ als 
„beste Medizin für verunsicherte Men-
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schen“, die aus „kollektiven Zugehörig-
keits- und Schutzsystemen herausgefallen 
sind“ (197). Castel sieht Kollektivbezug 
nun keineswegs so kurz, wie es z.B. auf 
Putnam zurückgehende Konzepte des 
sozialen Kapitals machen. An diesen Kon-
zepten würde Castel wohl zu Recht das 
Allgemeine der Reziprozität fehlen, das er 
in durch den Staat garantierten kollekti-
ven sozialen Rechten sieht. Um auch auf 
lokaler Ebene als „vollwertige Mitglieder 
der Gemeinschat [Wieso eigentlich nicht 
Gesellschat? WV] anerkannt“ zu werden, 
spielt das Innehaben von Rechten eine he-
rausragende Rolle (197). Die Adressaten 
sozialer Arbeit bestehen „aus Rechtssub-
jekten, die auf Maßnahmen zur Wieder-
herstellung ihrer sozialen Bürgerschat 
Anspruch haben. Autrag sozialer Arbeit 
ist es also, bei dieser Wiederherstellung zu 
helfen, wobei der Staat, auch der lokali-
sierte, als Garant für den Rechtsanspruch 
auf diese Dienstleistung fungiert“ (198). 
Diese Betonung von Rechtsansprüchen 
des Bürgers macht Castels Position poli-
tisch sehr sympathisch, schützt sie doch 
vor den Fallen privater Wohltätigkeit 
und „Neophilanthropie“ (198). Ob sie 
jedoch vor einem „Neopaternalismus“ 
(198) wirklich schützen kann, darf be-
zweifelt werden, denn einen „Rechtsan-
spruch“ auf eine Dienstleistung haben, 
heißt noch lange nicht, über das Ziel und 
die Art und Weise ihrer Erbringung auf 
Basis von Autonomie und Deinitions-
macht verfügen zu können. Darauf weist 
er letztlich selber hin, wenn er in seinen 
Ausführungen zur Exklusionsdiskussion 
die Orientierung der sozialen Arbeit an 
Zielgruppen problematisiert, die ja durch 
Deizite deiniert werden: „Kategorisie-
rung und Isolierung von Problemgruppen 
schat die Möglichkeit einer gesonderten 
und gezielten Betreuung“ (283). 
Die Debatte um Exklusion ist nicht nur 
für die soziale Arbeit, sondern für die ge-
samte sozialpolitische Diskussion wichtig, 
sind doch beide im Alltagsgeschät häuig 
geneigt, eine „substanzialistische Aufas-
sung von Armut“ zu vertreten (227), „die 
auf die Ränder der Gesellschat ixiert“ 
nicht in der Lage ist, den Entstehungspro-
zess der aktuellen sozialen Fragen zu ana-
lysieren: „Sich auf die Exklusion zu kon-
zentrieren, heißt, sich damit zu begnügen, 
bestimmte Löcher im sozialen Gewebe zu 
licken, ohne danach zu fragen, wodurch 
es zerrissen wird“ (228). 
Die vernüntigerweise hohen Relexi-
onsansprüche, die Castel an eine Diskus-
sion von Ausgrenzung, Exklusion, Mar-
ginalisierung und Armut stellt, werden 
im dritten Teil des Bandes, „Wege der 
Entkopplung“ deutlich. Seine Interpre-
tation von Tristan und Isolde als Roman 
der Entkopplung gibt Interessierten sicher 
Anregungen, auch modernere Literatur 
oder Filme unter diesem Blick zu betrach-
ten. Der Text zu den „Marginalisierten in 
der Geschichte“ liefert eine diferenzierte 
Betrachtung auf das Verhältnis von Mar-
ginalität, Armut und Ausgrenzung. Als 
gesellschatliche Mechanismen, die Mar-
ginalität hervorbringen, sieht er vor allem 
zwei: „Einerseits wird Marginalität durch 
konzentrierte Ausgrenzungsprozeduren 
bewirkt, andererseits und vor allem wer-
den von ihr die verwundbarsten Bevölke-
rungsschichten stigmatisiert, die in dieser 
Art von Gesellschatsorganisation keinen 
anerkannten Platz inden“ (267/268). Es 
gibt also einen gesellschatlichen Nähr-
boden für Marginalisierung, die an den 
äußeren Rändern in Exklusion umschla-
gen. Die vielgestaltigen historischen Re-
präsentantInnen der Marginalität werden 
von Castel beispielhat vorgestellt. In der 
heutigen Gesellschat bewegt Castel vor 
allem die Frage, worin die Positionen der 
sozialen Verwundbarkeit bestehen, die er 
mit den Begrif der „Kultur der Zufällig-
keit“ (273) beschreibt: „Was sind die Vor-
aussetzungen, unter denen Marginalität 
als instabil-unsichere, ot aber auch dyna-
misch-mobilisierende Lage in Sackgassen 
führt (Umschlagen in Exklusion), For-
men individuellen Sichdurchwurstelns 
ermöglicht (wie für Lazarillo de Tormes) 
oder zum Faktor allgemeinen sozialen 
Wandels wird (wie die Entstehung der 
Arbeiterklasse aus den entsozialisierten 
Randgruppen des Proletariats)“ (274). 
Dieses Zitat dürte deutlich machen, dass 
sich bei Castel die Frage der Marginali-
tät nicht auf ein schlichtes drinnen und 
draußen reduzieren lässt, sondern dass 
„die gesamte Sozialstruktur zur Debatte“ 
steht (275). Diese Gedanken werden im 
Text „Fallstricke des Exklusionsbegrifs“ 
(276 f) weitergeführt, der schon 1995 
in Frankreich erschienen ist und der ein-
dringlich darauf besteht, dass es die (in-
zwischen schon nicht mehr so) „neuen 
Regeln des sozialen und wirtschatlichen 
Lebens sind“, die Individuen und soziale 
Gruppen „ins Abseits“ drängen (283). 
Deshalb gibt es für Castel auch keine bzw. 
nur falsche „technische“ Versuche, den 
gesellschatlichen Prozess der aktuellen 
sozialen Spaltungen, zu „beherrschen“ – 
seiner Meinung nach kann dies nur „po-
litisch“ geschehen. Aktuell wie historisch 
sind die gesellschatlichen Hervorbrin-
gungen der sozialen Frage im Zentrum 
der Gesellschat anzusiedeln. Eine Ver-
kürzung der sozialen Frage auf das, was als 
Exklusion erscheinen mag im Sinne einer 
punktuellen Krise, ist eine „Verschiebung 
vom Zentrum auf die Peripherie“ (285). 
Tatsächlich haben wir es „mit einem all-
gemeinen Destablisierungsprozess der Ar-
beitnehmerlage“ zu tun (286). Wer Exklu-
sion und soziale Ausgrenzung bekämpfen 
will, so Castels Credo, „müsste vor allem 
an den Regulationen der Arbeit und an 
den mit ihre verbundenen Sicherungssys-
temen ansetzen“ (286). Im Text inden 
sich auch gute weitere Anhaltspunkte für 
eine diferenzierte Diskussion wie z.B. 
eine Charakterisierung der Prozeduren 
der Ausgrenzung zwischen Vernichtung, 
Schafung abgetrennter Räume und Son-
derstatus mit minderen Rechten (288). 
Bezogen auf die aktuellen sozialen Lagen 
kommt Castel zum Ergebnis, dass „immer 
mehr Bevölkerungsgruppen in Bezug auf 
Arbeit, Wohnung, Bildung, Kultur un-
ter einem Integrationsdeizit leiden“ und 
„von Exklusion bedroht sind“ (290). Die 
wahrscheinlichste zu erwartende Form 
ist für Castel, dass diese Gruppen in die 
Lage eines Sonderstatus mit Beraubung 
grundlegender Rechte, die zur sozialen 
Bürgerschat gehören, gebracht werden 
(293). Ein wichtiges hema wurde da-
bei in den letzten Jahren die Verbindung 
von Rassismus und sozialen Fragen bzw. 
die Ethnisierung sozialer Konlikte so-
wie die populistischen Politiken des Res-
sentiments gegen „ganz oben“ und „ganz 
unten“ (306). Ausführlich greit er die 
damit verbundenen Herausforderun-
gen in einem Text von 2007 auf, in dem 
er am Beispiel der meist im Zentrum der 
Debatten stehenden Gruppe, der Jugend-
lichen mit einer familiären Migrations-
geschichte, fragt, „worauf können sie ihre 
soziale Identität begründen, wenn ihnen 
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die Qualität vollwertiger Bürger verwei-
gert wird? Die identitäre Bekrätigung 
ihrer ethnischen Herkunt, die man ot 
als ‘Kommunitarismus’ kritisiert, könnte 
damit für sie zur Rückzugsposition wer-
den“ (310). Er weigert sich, vorschnell von 
Ausgrenzung und Ghettoisierung zu spre-
chen und arbeitet die Vielschichtigkeit der 
Situation in Frankreich zwischen koloni-
alem Erbe, formaler Staatsbürgerschat 
und grundlegenden Ungleichbehandlung 
sowie der historischen Konstruktion der 
französischen Identität heraus. Die Zuge-
hörigkeit als BürgerInnen zu einem Staat 
(„vollwertige Bürger der Nation“) besteht 
für Castel sowohl in sozialstaatlich gesi-
cherter „soziale(r) Bürgerschat“ als auch 
in der „politische(n) Bürgerschat“ der 
Gleichen (316). Und beide Bürgerschaten 
werden für bestimmte Bevölkerungsgrup-
pen prekär und führen zu den paradoxen 
Situationen, dass Gruppen permanent da-
mit konfrontiert werden „jeder Diferenz“ 
abzuschwören und gleichzeitig „unab-
lässig“ ihre Diferenz „durch ihre diskri-
minierende Behandlung hervorgehoben 
wird“ (319). Die von Castel vorgeschlage-
nen Auswege einer „nationalen Pluriiden-
tität“ (320) sind sicher diskussionswürdig, 
sind aber nicht zuletzt Ergebnis seines 
Konzepts der vollwertigen Bürgerschat, 
die beide für ihn nur im staatlich –nati-
onalen Rahmen denkbar scheinen. Aber 
auch bei diesem hema ist Castels Blick 
interessant, da er die Frage, wie „Alterität“ 
hergestellt wird, anhand der Verhältnisse 
von Zentrum und Rand, Mehrheit und 
Minderheit diskutiert und zur Aussage 
kommt: „Es sind innere Fremde, deren 
Alterität aufgrund von Merkmalen der sie 
stigmatisierenden Gesellschat konstitu-
iert wird“ (325).
Im letzten Abschnitt des Buches zeigt 
Castel Ansatzpunkte einer „Genealogie 
des hypermodernen Individuums“ (327). 
Er greit dabei auf seine in der Einleitung 
thematisierte Herangehensweise zurück, 
nach den „objektiven Bedingungen“ zu 
fragen, „die über die Möglichkeit, ein 
Individuum zu sein, bestimmen“ (329). 
Diese Frage ist ihm deswegen wichtig, 
weil in der Gesellschat insgesamt durch 
die liberalen Reformen eine Überhöhung 
des Individuums stattindet und allent-
halben gefordert wird, selbiges von den 
Fesseln kollektiver Regelungen zu befreien 
und individuelle Verantwortung nicht zu-
letzt für die Risiken Lohnarbeit zu über-
nehmen, mit denen man im Lebenslauf 
konfrontiert wird. Demgegenüber besteht 
Castel ähnlich wie Bourdieu in seinen Ar-
beiten zur sozialen Ungleichheit darauf, 
dass „die Individuen […] in ungleichem 
Maße über die nötigen Voraussetzungen 
(verfügen), um Individuen zu sein“ (329). 
Im Rückblick auf die geschichtliche Kon-
struktion des modernen Individuums 
versucht er sich eine präzisere Vorstel-
lung vom „Begrif der Voraussetzung“ zu 
verschafen, die ihm für einen „soziologi-
schen Begrif des Individuums“ bedeut-
sam ist (331). Man darf also keine kom-
pletten Antworten auf seine Fragen nach 
dem Beginn, dem Wandel und den aktu-
ellen Formen des modernen Individuums 
erwarten (330), aber man darf eine „Prob-
lematisierung“ im Sinne einer „Geschichte 
der Gegenwart“ erwarten (330).
Dabei weist er auf die Rolle der Religio-
nen, in der westlichen Welt vor allem des 
Christentums hin, das ein „außerweltli-
ches Individuum“ konzipiert, das im Sinne 
einer Zwei-Reiche-Lehre Gott gegenüber 
als gleiches Individuum existiert, „im täg-
lichen Leben“ jedoch den gesellschatli-
chen Ungleichheiten unterworfen ist 
(333). Im 17. und 18. Jahrhundert wird das 
„religiöse Individuum“, das sich in der 
„Abwendung von der Welt verwirklichte“ 
abgelöst vom „modernen Individuum“, 
das seinen Sinn in der „Beherrschung der 
Welt“ sieht (333). Die entsprechenden so-
zialen Gestalten wie Heilige und Märtyrer 
werden abgelöst von Bürgern, Gelehrten, 
Kauleuten und Arbeitern (333). Die bür-
gerliche Gesellschat befreit das moderne 
Individuum aus der religiös-feudal gepräg-
ten Vorgeschichte der Abhängigkeiten. 
Das wesentliche Charakteristikum des 
neuen Individuums ist das Privateigen-
tum. Dieser Interpretation versichert sich 
Castel im Rückgrif auf John Locke, auf 
die Revolution von 1789 und auf die histo-
rischen Untersuchungen, die zeigen, dass 
trotz Menschen- und Bürgerrechtserklä-
rungen die „elenden Massen“ nicht als In-
dividuen anerkannt waren (337). Sie wa-
ren nicht „begütert“ (338). Mit der 
Ausweitung der Lohnarbeit und damit 
verbundenen Kämpfen wurde eine neue 
und auch funktional passende Form des 
Eigentums durchgesetzt, das „Sozialeigen-
tum“ mit dem der Arbeitnehmerstatus so-
zial versichert und gesichert und mit kol-
lektivrechtlichen Regelungen wie 
Tarifverträgen gestärkt wurde: „Das nicht 
vom Eigentum geschützte Individuum 
wird vom Kollektiv geschützt“ (340). Und 
die Etablierung dieses Schutzes stellt die 
Erweiterung der politischen Bürgerschat 
mit einer „sozialen Bürgerschat“, welche 
Voraussetzungen schat, um Individuen 
sein zu können. Auch ohne Privateigen-
tum verfügen sie über „einen Grundbe-
stand von Ressourcen und Rechten […], 
die sie aus ihrer Arbeit beziehen“ (342). 
Diese Entwicklung bis in die Phase, die als 
Fordismus beschrieben wird, bezeichnet 
Castel als „heimliche und stille Revolu-
tion“ (343) in der das unbestrittene „Un-
terordnungsverhältnis“ der Lohnarbeit 
für die individuellen ArbeiterInnen Be-
dingungen schat, in der sie etwas mehr 
zu verlieren haben als ihre Ketten (343), 
nämlich „eine gewisse soziale Unabhän-
gigkeit“ (344), die ihnen die Möglichkeit 
gibt „Entscheidungen zu trefen oder zwi-
schen unterschiedlichen Interessen abzu-
wägen“, die sich sowohl auf private wie öf-
fentliche Angelegenheiten beziehen 
können – auch wenn ihre Möglichkeiten 
„durch die Zwänge seiner sozialen Umge-
bung, seines Alters oder Geschlechts noch 
so stark eingeschränkt sind“ (345). Auch 
wenn es den Anschein hat, man könnte 
diese Geschichte der Individuen als Weg 
der Brüder zur Sonne, zur Freiheit linear 
verstanden werden, schränkt Castel eine 
derart positive Interpretation ein. Er sieht 
die beschriebene Entwicklungstendenz 
heute durchaus „gebrochen“ oder „zumin-
dest ins Stocken“ geraten (346), weil die 
soziale Bürgerschat durch die Politik der 
Deregulierung und Transformation be-
droht ist. Gleichzeitig sieht er neue Proile 
des Individuums zur gesellschatlichen 
Vorherrschat gelangen, die „Individuen 
im Übermaß“ und die „bloßen Indivi-
duen“ (347). Die forschende Untersu-
chungsarbeit hätte aus Castels Perspektive 
in alle drei Richtungen zu gehen: was wird 
aus dem vorher beschriebenen modernen 
Individuum und was machen die beiden 
neuen Typen des Individuums aus? Seine 
Andeutungen lassen sich so zusammenfas-
sen: Die Individuen im Übermaß drücken 
für ihn eine übersteigerte Subjektivität 
aus, wie er sie in den diversen Psychoprak-
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tiken analysiert, in denen das Individuum 
an seinem Selbst arbeiten muss, weil die 
Gesellschat es entfremdet und in seinen 
Potentialen bremst. Auch wenn es sich bei 
den gewählten Beispielen nicht gerade an-
bietet, so gibt es hier in Castels Argumen-
tation durchaus Parallelen zur Diskussion, 
inwieweit es dem neoliberalen und neoso-
zialen Umbau der Gesellschat gelungen 
ist, emanzipatorische Forderungen nach 
Selbstbestimmung aufzugreifen und 
funktional umzubauen. Was in den 
1970er und 1980er Jahren noch als Phä-
nomen für kleinere gesellschatliche 
Gruppen festgehalten werden konnte, 
sieht Castel heute durchaus als breites 
Phänomen, dass Individuen sich nicht 
mehr als Teil der Gesellschat verstehen, 
begreifen und fühlen, sondern sich – wie 
er schon bei Tocqueville indet – in der 
Einsamkeit ihrer eigenen Herzen einsper-
ren (351). Dass sich Individuen so selbstge-
nügsam ungesellschatlich begreifen, 
kann nach Castel nur mit der Verfügung 
über Ressourcen erklärt werden, wie es 
Bourdieu mit seinem Kapitalbegrifen tut. 
Allerdings sieht er sich mit großen Schwie-
rigkeiten konfrontiert, nicht zu vereinfa-
chen und „die soziale Basis für die Ent-
wicklung des Individuums im Übermaß“ 
zu analysieren (353). Dazu kommt noch 
die Schwierigkeit zu bestimmen, in wel-
chem Ausmaß dieser Typus Individuum 
gesellschatlich hegemonial ist. Castel sel-
ber bestreitet seine Dominanz und sieht 
darin eher „eine Form der Entkopplung 
von oben“, die gesellschatlich marginal 
bleibt (354). Als vorherrschend erscheint 
ihm nach wie vor der Typus des klassi-
schen modernen Individuums, wie es 
„durch die Expansion der geschützten Ar-
beitnehmerschat verallgemeinert“ wurde 
(354). Politisch wichtig ist ihm der Blick 
auf das „bloße Individuum“ als zweite Va-
riante des hypermodernen Individuums. 
Mit dem Begrif des bloßen Individuums 
ersetzt Castel seinen früher verwendeten 
Begrif des negativen Individuums für die 
von der gesellschatlichen Transformation 
am härtesten Betrofenen: „Ich ziehe diese 
Formulierung zurück, eben weil sie mir zu 
negativ ist“ (354). Castel will die Men-
schen nicht abwerten noch ihnen abspre-
chen, dass sie überhaupt Individuen sind. 
Denn sie sind „in dem Widerspruch gefan-
gen, nicht die Individuen sein zu können, 
die sie sein wollen“ (354). Allein solch ein 
Satz böte die Chance, nun in mehr oder 
weniger freier Assoziation eine Verbin-
dung zu heorien und Konzepten des Ca-
pability-Approach zu ziehen, der ja auch in 
seinen Bewertungen der gesellschatlichen 
Wirklichkeit danach fragt, was die Men-
schen für sich anstreben und wie die 
Wirklichkeit dies befördert oder behin-
dert (vgl. Otto/Ziegler 2009). Politisch ist 
diese Perspektive für Castel vor allem auch 
deshalb bedeutsam, weil er sieht, wie we-
nig attraktiv eine „Nostalgie der verzau-
berten Welt von Klassensolidarität“ nicht 
nur in den jungen Abteilungen der „einfa-
chen Bevölkerung“ ist (355): „Ein unab-
hängiges Individuum zu sein, ist ein in al-
len sozialen Schichten sehr weitgehend 
geteiltes Ideal“ (355). Für die Forschungs-
arbeit bietet sich Castel hier nicht nur das 
Verhältnis zur Arbeit als Feld an, sondern 
auch der „Wandel der Familienordnung“ 
(355), was für ihn vor allem unter dem As-
pekt von Gewinnen und Verlusten an 
Schutz durch diese Beziehungen soziolo-
gisch und sozialpolitisch interessant ist. 
Die Frage ist, wer mit neu entstandenen 
Freiheiten auch etwas anfangen kann. 
Hier zeigen sich Anknüpfungspunkte und 
Parallelen zu der kritischen Diskussion 
um Individualisierung, wie sie in den spä-
ten 1980er und 1990er Jahren hierzulande 
in Auseinandersetzung mit Beck stattge-
funden hat (vgl. z.B. Honneth 1994 oder 
Neckel 1989). Diejenigen „denen die nöti-
gen Mittel fehlen, um ihre individuellen 
Freiheiten tatsächlich zu übernehmen“ 
sind für ihn die „bloßen Individuen“ (356) 
– was eine gänzlich andere Analyse dar-
stellt als solche, die individuelle Eigen-
schaten und persönliche Unzulänglich-
keiten abstellen. Die Beispiele, die er 
anhand der Ergebnisse verschiedener For-
schungen beschreibt, sind Arbeitslose und 
jugendliche JobberInnen. Allerdings be-
steht er auf der Hervorhebung der „Hete-
rogenität des Prekariats“: „Die Preakrität 
ist heute ein ganzer Subkontinent, der sein 
Einzugsgebiet ausdehnt und gleichzeitig 
zerstückelt bleibt“ – was nicht zuletzt die 
Frage aufwerfen sollte, wie sich um diesen 
Konlikt Kämpfe entwickeln können (vgl. 
z.B. Artus 2008 und Blauer Montag 
2008). Zu dieser Frage bietet Castel relativ 
wenig, aber er regt an, darüber nachzuden-
ken, welche Relevanz für die Entwicklung 
von sozialen und politischen Kämpfen die 
Frage hat „wie man unter diesen Bedin-
gungen ein Individuum sein kann“ und 
welche Möglichkeiten dazu die „Findig-
keit“, sich in prekären Verhältnissen 
durchzuschlagen, bietet (360). Man wird 
wohl auch über andere Formen politischer 
Praxis nachdenken müssen als die klassi-
schen Praktiken der „vollen Staatsbürger“, 
die bei Castel ja immer als Maßstab for-
muliert werden. Und vielleicht helfen 
auch Castels zusammenfassende hesen, 
eine politische Diskussion anzuregen. 
Denn seine „für eine Soziologie des Indivi-
duums“ fundamentalen Gedanken lauten, 
„dass es keine Individuen ohne gesell-
schatliche Voraussetzungen gibt und 
keine Individuen ohne Staat“ (362). Kön-
nen dem ersten Teil der Aussage sicher alle 
Leserinnen und Leser zustimmen, gibt es 
beim zweiten Teil sicher stärkere Ein-
wände. Castels Argumente für seine erste 
hese sind vor allem, dass Individuen über 
„Stützpunkte“ für soziale Unabhängigkeit 
verfügen müssen, die in einer „Arbeitsge-
sellschat“ eben über das Sozialeigentum 
und die Einbindung in kollektivrechtliche 
Regelungen und Sicherungen besteht. Die 
zweite Argumentation ist, dass es allein 
der Staat sein kann, der die Voraussetzun-
gen garantieren kann, die es braucht, um 
ein Individuum sein zu können. Damit 
sind vor allem Eigentumsrechte und sozi-
ale Rechte gemeint. Besonders die Ent-
wicklung der Sozialstaatlichkeit in „West-
europa“ hat – und damit knüpt er wieder 
an einen in der Einleitung formulierten 
Gedanken an – zu einer „Kultur des Sozi-
alen“ geführt, in der „das westliche Indivi-
duum (sich) als ein Rechtssubjekt begreit, 
das über soziale Rechte verfügt“ (365). 
Nun ist Castel die vielfältige, auch linke 
Kritik am Sozialstaat als Schutz- und 
Herrschatsmechanismus bekannt und er 
teilt einen Teil der Kritik, besonders in der 
Frage, wie eine angemessene Universalität 
von Sicherheiten und Unterstützungen 
aussehen kann, aber ohne die Existenz von 
„nationalen und transnationalen Regula-
tionsinstanzen“ sieht Castel wenig Mög-
lichkeiten, „ein wirkliches Individuum 
(zu) bleiben oder (zu) werden“ (368).
Nach diesem zugegebenermaßen lan-
gen und ausführlichen Gang durch den 
Sammelband lässt sich feststellen, dass 
Castel viele, zum Teil auch kontroverse 
124 125Rezensionen
Anknüpfungspunkte und Erweiterungen 
zu den sozialwissenschatlichen und poli-
tischen Diskussionen um (Lohn)Arbeit, 
Individualisierung, Deregulierung, Pre-
karisierung, Exklusion und Neuerindun-
gen sozialer Sicherheiten inden lassen. 
Was wenig formuliert wird, sind Fragen 
nach sozialen Akteuren und Konliktpo-
tenzialen in den transformierten Produk-
tions- und Reproduktionsverhältnissen. 
Konlikte um und in der Lohnarbeit, sei es 
um Arbeitsverdichtung, Arbeitsbelastung 
oder Arbeitszeitgestaltung und vor allem 
Arbeitszeitverkürzung kommen in dieser 
Beschreibung der Krise der Arbeit kaum 
vor. Castel bewegt sich immer im Kampf 
um die Regulation der Lohnarbeit und 
ein suchender Blick auf Konlikte, nach 
gesellschatlichen Praxen, die über die 
Re-Regulierung der Lohnarbeit hinaus-
gehende Perspektiven eines guten Lebens 
anregen könnten, kommt nicht vor. Viel-
leicht ist darin auch der Grund für Chris-
tian Schlüters Schlussbemerkung in seiner 
Rezension des Buches in der FR vom 20. 
Mai 2011 zu suchen, der „Linken wie Cas-
tel“ vorwirt, immer nur auf Katastrophen 
zu reagieren und aus der Defensive nicht 
herauszukommen. Wie dem auch sei. 
Lohnenswert ist die Auseinandersetzung 
mit Castel allemal, nicht zuletzt weil sein 
Blick auf gesellschatliche Verhältnisse als 
Ergebnis von sozialen und politischen Pro-
zessen davor schützt, sich in falschen Di-
chotomien des „drinnen“ und „draußen“ 
zu bewegen oder der Internalitätsnorm zu 
verfallen und gesellschatliche Konlikte 
und Ungleichheiten quasi zu persönlichen 
Eigenschaten von Individuen zu machen.
Abschließend noch die Top-Liste 
der Texte für eilige Leserinnen und Le-
ser: S.  9-53; S. 128-147; S. 180-238; S. 
276-293; S. 309-368. Für ganz eilige rei-




Literatur, auf die ergänzend verwiesen 
wird:
Artus, Ingrid 2008: Prekäre Vergemeinschaf-
tung und verrückte Kämpfe. Repressive In-
tegration als Herrschatsmodus im prekä-
ren Dienstleistungsbereich. In. PROKLA 
150, 38. Jahrgang, Nr. 1, Münster
Aulenbacher, Brigitte 2009: Die soziale 
Frage neu gestellt – Gesellschatsanalysen 
der Prekarisierung und Geschlechterfor-
schung. In: Castel Robert/Dörre, Klaus 
(Hg.): Prekarität, Abstieg, Ausgrenzung. 
Die soziale Frage am Beginn des 21. Jahr-
hunderts, Frankfurt/New York
Bütow, Brigitte/Chassé, Karl-August/Hirt, 
Rainer 2008: Soziale Arbeit nach dem 
sozialpädagogischen Jahrhundert. Positi-
onsbestimmungen sozialer Arbeit im Post-
Wohlfahrtsstaat. Opladen & Farmington 
Hills
Dahme, Heinz-Jürgen/Wohlfahrt, Norbert 
2009: Zivilgesellschat und managerieller 
Staat. Bürgerschatliche Sozialpolitik als 
teil instrumenteller Governance. In: Bode, 
Ingo/Evers, Adalbert/Klein, Ansgar (Hg.): 
Bürgergesellschat als Projekt. Wiesbaden 
Demirović, Alex 2010:Freiheit, Gleichheit, 
Solidarität. In: Luxemburg. Gesellschats-
analyse und linke Praxis. Het 4-2010 
Dingeldey, Irene 2006: Aktivierender Wohl-
fahrtsstaat und sozialpolitische Steuerung. 
In: ApuZ Aus Politik und Zeitgeschichte 
8-9/2006
Grell, Britta/Sambale, Jens/Eick, Volker 
2002: Workfare zwischen Arbeitsmarkt 
und Lebensstilregulierung. Beschäti-
gungsorientierte Sozialpolitik im deutsch-
amerikanischen Vergleich. In: PROKLA. 
Het 129, 32. Jg., Münster
Gruppe Blauer Montag (2008): Risse im 
Putz. Autonomie, Prekarisierung und au-
toritärer Sozialstaat. Berlin/Hamburg
Honneth, Axel 1994: Desintegration, Frank-
furt am Main
Kessl, Fabian/Reutlinger, Christian/Ziegler, 
Holger 2010: Erziehung zur Armut. So-
ziale Arbeit und die neue Unterschicht. 
Wiesbaden 
Kessl, Fabian/Reutlinger, Christian/Maurer, 
Susann/Frey, Oliver 2005: Handbuch So-
zialraum, Wiesbaden 
Lessenich, Stephan 2007: hesen zur Diskus-
sion, in: Friedrich-Ebert-Stitung (Hg): 
Zukunt des Sozialstaats – Sozialpolitik, 
Tagungsbericht 2007 
Marquardsen, Kai 2011: Eigenverantwortung 
ohne Selbstbestimmung? Zum Verhältnis 
von „Autonomie“ und Heteronomie in 
der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik. In: 
PROKLA 163, 41. Jahrgang, Münster
Neckel, Sighard 1989: Individualisierung. In: 
PROKLA, 19. Jahrgang, Nr.3, Het 76
Hans U. Otto, Holger Ziegler (Hg.) 2009: 
Capabilities – Handlungsbefähigung und 
Verwirklichungschancen in der Erzie-
hungswissenschat. Wiesbaden 
Schaarschuch, Andreas 1999: Integration 
ohne Ende? Soziale Arbeit in der gespal-
tenen Gesellschat. In: Treptow, Rainer/
Hörster, Reinhard (Hg.): Sozialpädago-
gische Integration. Entwicklungsperspek-
tiven und Konliktlinien. Weinheim und 
München
Vogel, Berthold 2007: Die Staatsbedürtig-
keit der Gesellschat, Hamburg
Wagner, homas 2009: Citizenship, Soziale 
Arbeit und Soziale Klassen. Von der po-
litischen Produktivität des Bürgers in der 
Sozialen Arbeit. In: Widersprüche, Het 
112, 30. Jahrgang, München
Widersprüche, Het 97: Politik des Sozialen 
– Alternativen zur Sozialpolitik. Umrisse 
einer Sozialen Infrastruktur. September 
2005, Bielefeld
